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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Im Rahmen ihrer Debatte zu EFAS beschloss die SGK-NR im Januar 2019 mit 20 zu 3
Stimmen bei 1 Enthaltung, ein Kommissionspostulat einzureichen. Dabei sollen
Bundesrat, Kantone, Versicherungen und Leistungserbringende gemeinsam die
Grundlagen für eine mögliche Eingliederung der Pflegeleistungen, insbesondere der
Spitex und Pflegeheime, in die einheitliche Finanzierung der Leistungen im ambulanten
und im stationären Bereich erarbeiten. Dazu gehören unter anderem die Herstellung
der Kostentransparenz, die Definition der verschiedenen Kostenträger,
Pflegeleistungen und Pflegestufen sowie die Schaffung eines nationalen Gremiums für
Tarifstrukturfragen in der Pflegefinanzierung. Auch der Bundesrat erachtete die
Schaffung solcher Grundlagen neben dem Einbezug der Kantone als Grundlage für die
Eingliederung der Pflegeleistungen in EFAS und empfahl das Postulat folglich zur
Annahme. 
In der Frühjahrssession 2019 erläuterte Thomas Aeschi (svp, ZG) die ablehnende
Haltung der Kommissionsminderheit. Sie wolle verhindern, dass aus der
Pflegefinanzierung durch die Einbindung der Pflegekosten in EFAS eine eidgenössische
Aufgabe gemacht werde – bisher seien Kantone und Gemeinden dafür zuständig. Mit
135 zu 36 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) nahm die grosse Kammer das Postulat dennoch
an. 1
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DATUM: 14.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Im November 2020 veröffentlichte der Bundesrat den durch zwei Postulate der SGK-NR
(Po. 16.3352 und Po. 19.3002) geforderten Bericht zur Pflegefinanzierung. Mit ihrem
zweiten Postulat hatte die Kommission vom Bundesrat verlangt, die Grundlagen für die
Integration der Pflegeleistungen in eine einheitliche Finanzierung der Leistungen im
ambulanten und im stationären Bereich (EFAS) zu erarbeiten. Die Grundlage für eine
entsprechende Eingliederung sei die Herstellung von Transparenz bezüglich der Kosten
für Pflegeleistungen, betonte die Regierung. Entsprechend habe sie eine
Bestandsaufnahme der Langzeitpflege vorgenommen und Finanzierungsoptionen
skizziert. Verbessert werden müsse dabei insbesondere die Qualität der
Kostenrechnung und -daten im ambulanten Bereich. Eine Integration in EFAS würde
auch eine Neuregelung der Tarifierung nötig machen, da die Restfinanzierung durch die
Kantone entfalle. Zusätzlich müssten verschiedene weitere Bereiche überprüft werden,
etwa die bestehenden Beitragsstufen für die Leistungen der Pflegeheime, da diese
bisher keine vollständige Vergütung der Leistungen gewährleisteten, oder die
Instrumente für Planung und Aufnahmepflicht, da sichergestellt werden müsse, dass
diese keine Patientenselektion zur Folge hätten. Die Umsetzung einer solchen
Umstellung erachtete der Bundesrat hauptsächlich als «Sache der Tarifpartner und
allenfalls der Kantone», wobei der Bund das Vorgehen durch Anpassung von
Verordnungen erleichtern könne.
Aufgrund seiner Auslegeordnung seien verschiedene weitere Vorgehensweisen möglich,
betonte der Bundesrat. Als beste Option erachtete er die Integration der Kosten in
EFAS, wobei er sich allenfalls auch eine «Weiterführung des Status quo mit konstanten
Beiträgen der OKP für Pflegeleistungen» vorstellen konnte. Eine regelmässige
Anpassung der Beiträge erachtete er hingegen von allen Optionen als am teuersten. 2
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1) AB NR 2019, S. 354 f.; Medienmitteilung SGK-NR vom 25.1.19
2) Bericht BR vom 25.11.20
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